
STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT

Kassenstatistik Öffentlicher Gesamthaushalt 2019 (I) und Forderung nach 
Schutzschirm für die Kommunen aufgrund drastischer Folgen der Corona-Pan-
demie ab 2020 (II) 

I. 

Das Statistische Bundesamt hat am 08. April 2020 die Zahlen der Kassenstatistik zur Ent-
wicklung des Öffentlichen Gesamthaushalts für 2019 veröffentlicht. Bereits seit 2011 werden 
im Rahmen dieser Statistik die Daten der Kern- und Extrahaushalte u. a. des Bundes, der Län-
der und der Gemeinden und Gemeindeverbände (Landkreise, Verbandsgemeinden) erfasst.  

Bundesweite Ergebnisse Gemeinden  

Der Finanzierungssaldo der Kernhaushalte der Gemeinden in 2019 betrug rd. 4,5 Mrd. Euro. 
Dies ist bereits gegenüber den Vorjahren ein deutlicher Rückgang. So betrug der Finanzie-
rungssaldo in 2018 noch 8,68 Mrd. Euro. Aufgrund der gegenwärtigen Corona-Pandemie ist 
zukünftig bis auf weiteres ein positiver Finanzierungssaldo bei den Kommunen wohl nicht zu 
erwarten.  

Die Einnahmen der kommunalen Kernhaushalte beliefen sich 2019 auf 264,0 Mrd. Euro  
(+3,8 %), die Ausgaben auf 259,5 Mrd. Euro (+ 5,5 %). Die Steuereinnahmen (netto) haben 
sich im Jahr 2019 auf 104,38 Mrd. Euro summiert (+3,0 %). 

Den größten Ausgabenblock stellten die Personalausgaben mit 65,3 Mrd. Euro (+4,9 %) dar. 
Ein deutlicher Anstieg war bei den Sachinvestitionen zu verzeichnen. Mit 31,68 Mrd. Euro 
liegen diese mit +12,9 % über dem Vorjahresniveau. Davon entfallen 24,15 Mrd. Euro  
(+13,8 %) auf Baumaßnahmen. Der Anstieg dürfte auch auf die in 2019 nach z. T. längeren 
Vorlaufphasen verstärkte Umsetzung von investiven Bundes- und Europaprogrammen zu-
rückzuführen sein. Die Steuereinnahmen (netto) haben sich im Jahr 2019 auf 104,38 Mrd. 
Euro summiert (+3,0 %).  

Die aggregierten Ergebnisse für Bund, Länder und Gemeinden sind als Anlagen differenziert 
nach Kernhaushalten bzw. Kern- und Extrahaushalten veröffentlicht.  

Ergebnisse Sachsen-Anhalt  

Die Einnahmen der Kernhaushalte der Gemeinden in Sachsen-Anhalt beliefen sich 2019 auf 
6,12 Mrd. Euro, die Ausgaben auf 6,086 Mrd. Euro. Der Finanzierungssaldo der Kernhaus-
halte betrug gerade einmal 34 Mio. Euro. Dieser Überschuss ist der geringste unter den fünf 
ostdeutschen Bundesländern. Bundesweit wiesen nur die Gemeinden in Schleswig-Holstein  
(-51 Mio. Euro), in Hessen (- 6 Mio. Euro) und im Saarland (+ 15 Mio. Euro) einen geringen 
Finanzierungssaldo auf. Zudem ist der Finanzierungsüberschuss in Sachsen-Anhalt, wie im 
bundesweiten Trend auch, gegenüber den Vorjahren deutlich zurückgegangen. So betrug die-
ser in 2018 noch 155 Mio. Euro. Auch für die Gemeinden in Sachsen-Anhalt ist zukünftig 
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aufgrund der gegenwärtigen Corona-Pandemie ein positiver Finanzierungssaldo bei den Kom-
munen nicht zu erwarten.  

Die Steuereinnahmen (netto) haben sich im Jahr 2019 auf 1,878 Mrd. Euro summiert (2018: 
1,815 Mrd. Euro). Die Personalausgaben betrugen 1,885 Mrd. Euro (2018: 1,815 Mrd. Euro). 
Auch bei den Gemeinden in Sachsen-Anhalt war wie im bundesweiten Trend ein deutlicher 
Anstieg bei den Sachinvestitionen zu verzeichnen. Ende 2019 betrugen diese 713 Mio. Euro 
(2018: 627 Mio. Euro), wovon 602 Mio. Euro (2018: 523 Mio. Euro) auf Baumaßnahmen ent-
fielen. Der Anstieg dürfte auf die nach z. T. längeren Vorlaufphasen nun verstärkte Umset-
zung von investiven Förderprogrammen des Bundes- und der EU wie vor allem STARK III 
und STARK V zurückzuführen sein. Zum Teil dürften diese höheren Ausgaben auch auf die 
aktuellen Baupreissteigerungen zurückzuführen sein, wie u. a. die KfW aktuell berichtet hat. 

Die Ergebnisse der Kassenstatistik Öffentlicher Gesamthaushalt 2019 können auf der Inter-
netseite des Statistischen Bundesamtes unter www.destatis.de unter der Rubrik Themen 
Staat/Öffentliche Finanzen/Ausgaben und Einnahmen Kassenergebnisse des Öffentlichen  
Gesamthaushalts abgerufen werden.  

Differenzierte Ergebnisse für die einzelnen kommunalen Gebietskörperschaftsgruppen so-
wohl bundesweit als auch länderspezifisch liefert die Kassenstatistik für den Gesamthaushalt 
nicht. Mitte April dürften hierfür aber die endgültigen Ergebnisse der Kassenstatistik der 
Kommunen für 2019 vorliegen. 

II. 

Auswirkungen der Corona-Pandemie - Schutzschirm für die Kommunen 

Bund, Länder, Städte und Gemeinden haben das Jahr 2019 bei aggregierter Betrachtung mit 
einem Finanzierungsüberschuss abgeschlossen. Dies gilt auch bei Einbeziehung der Extra-
haushalte. Ein solch positives Ergebnis wird sich absehbar in dieser Form nicht wiederholen. 
Denn mit der Corona-Pandemie werden deutliche Steuerverluste auf allen staatlichen Ebenen, 
so auch bei den Kommunen erwartet, auch wenn das Ausmaß derzeit noch nicht vollumfäng-
lich abgeschätzt werden kann.  

Die zur Bekämpfung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen initiierten Maßnahmen führen 
einerseits bei den Städten und Gemeinden in noch nicht konkret bezifferbarer Größenordnung 
zu Einnahmeverlusten und führen zu erheblichen Mehrausgabemittel in den kommunalen 
Haushalten. Erste Schätzungen gehen beispielsweise bei den Steuereinnahmen der Kommu-
nen bundesweit von einem Rückgang in Höhe von 8,5 - 12 Mrd. Euro aus. Diesen Schätzun-
gen liegt noch die Annahme eines Wirtschaftsrückgangs wie zu Zeiten der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009 zugrunde. Sollten die negativen Auswirkungen der aktuellen Krise auf 
die Wirtschaft stärker ausfallen, wovon auszugehen ist, was aber auch im konkreten Ausmaß 
vom Zeitpunkt der Lockerungen der von Bund und Ländern zur Bekämpfung der Pandemie 
getroffenen Maßnahmen abhängt, dann dürften die Auswirkungen auf die Steuereinnahmen 
deutlich höher ausfallen. Schon bei der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 waren die Gewer-
besteuereinnahmen bundesweit um 20 Prozent gesunken. Da nun nahezu die gesamte Wirt-
schaft unter der Corona-Pandemie leidet, wird der Rückgang bei den Gewerbesteuereinnah-
men vermutlich noch deutlich höher als die damaligen 20 Prozent ausfallen. Hier gilt es vor 
allem auch die Ergebnisse der kommenden Mai-Steuerschätzung am 14.05.2020 abzuwarten.  
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Hinzukommt, dass in den kommenden Monaten immer mehr Menschen in Kurzarbeit gehen 
oder arbeitslos werden und durch die höhere Anzahl von Hartz IV-Empfängern weitere Belas-
tungen für die Kommunen entstehen. Erste Schätzungen des Deutschen Landkreistages gehen 
hier bundesweit von Mehrausgaben in Höhe von 2 Mrd. Euro aus. Es gibt fehlende Einnah-
men in den Bereichen Kultur, ÖPNV, Kitas, Schwimmbäder etc.  

Allein diese ersten vorsichtigen Schätzungen machen deutlich auf welche finanzielle Notlage 
die Kommunen zusteuern. Zu befürchten sind Einnahmeausfälle und Mehrausgaben in deutli-
cher zweistelliger Milliardenhöhe, je nach dem weiteren Verlauf der Pandemie. 

Die Gewährleistung der kommunalen Daseinsvorsorge ist systemrelevant. Daher muss die 
Handlungsfähigkeit der Städte und Gemeinden und ihrer kommunalen Unternehmen gesichert 
werden. Ohne einen „Schutzschirm für die Kommunen“ wird dies aber nicht gelingen. Bund 
und Land sind gefordert, einen finanziellen Schutzschirm für die Kommunen aufzuspannen. 

Des Weiteren muss das Land die Liquidität der Kommunen sichern und durch geeignete auf 
das Haushaltsrecht bezogene Maßnahmen dafür sorgen, dass die Kommunen auch in dieser 
schweren Situation handlungsfähig bleiben. Hierfür bedarf es sowohl temporär als auch lang-
fristig wirkender Unterstützungsmaßnahmen. Neben kurzfristigen Maßnahmen, wie zum Bei-
spiel der erweiterten Möglichkeit zur Aufnahme von Liquiditätskrediten bedarf es vor allem 
eines Ausgleiches der zu erwartenden kommunalen Einnahmeausfälle, insbesondere im Be-
reich der Gewerbesteuer durch erhöhte Zuweisungen aus dem Landeshaushalt. 
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